Ein-Euro-Jobber verdrängen die Handwerker
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Bei der Duisburger Tafel werden Ein-Euro-Jobber eingesetzt.

Duisburg. Das Diakoniewerk und die Arge loben die Ein-Euro-Jobs, die NRW-Arbeitsminister Schneider abschaffen will. Wegen der billigen Arbeitsplätze seien keine festen Jobs gefährdet. Handwerkerschaft und Galabau sehen das anders.
Mit drastischen Worten kommentiert Sieghard Schilling, Geschäftsführer des Diakoniewerks, die Forderung des NRW-Arbeitsministers Guntram Schneider (SPD), die Ein-Euro-Jobs abzuschaffen: „Das ist absolut populistisch und eine ziemliche Schweinerei.“ In Duisburg habe das Diakoniewerk mit der Arge ein vernünftiges Konzept erarbeitet, das Förderung und Betreuung gewährleistet. Laut Arge-Chef Norbert Maul seien auch keine Arbeitsplätze durch Ein-Euro-Jobs gefährdet. Zudem liege die Vermittlungsrate in feste Arbeitsverhältnisse höher als im bundesdeutschen Vergleich.

Doch ganz so rosig scheint die Lage in Duisburg nicht zu sein. Norbert Maul und Sieghard Schilling können zwar Beispiele nennen für erfolgreiche Vermittlungen, doch hat in der Vergangenheit gerade mal jeder zehnte Ein-Euro-Jobber eine feste Arbeitsstelle bekommen. „Durch die ein-Euro-Jobs bekommen Langzeitarbeitslose wieder Kontakt zur Arbeitswelt und können ihr Engagement zeigen. Ohne diese Stellen, wäre dies nicht möglich“, sagt Norbert Maul von der Arge. Die Kritik, dass Arbeitsplätze gefährdet werden, sieht Maul in Duisburg nicht. „In meiner über dreijährigen Amtszeit bei der Arge gab es nur eine einzige Beschwerde.“

Etliche Landschaftsgärtner vom Markt verschwunden

Stefan Piel, Geschäftsführer der Kreishandwerkerschaft, sieht das jedoch anders: „Immer öfter greifen Vereine auf die billigeren Arbeitskräfte zurück statt Handwerker zu beauftragen, wenn sie kleinere Arbeiten zu erledigen haben.“ Noch drastischer sieht es Michael Gotschika vom Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau NRW (Galabau). In Duisburg gibt es knapp 300 Angestellte im Garten- und Landschaftsbau. Laut Galabau-Angaben stehen ihnen mindestens 900 Ein-Euro-Jobber entgegen, die ähnliche Tätigkeiten ausüben. In keiner anderen Stadt in NRW gebe es im Verhältnis so viele Ein-Euro-Jobber in diesem Bereich. „Sie gefährden nicht nur einige Arbeitsplätze, sondern zig Arbeitsplätze. In den vergangenen Jahren sind etliche Betriebe vom Markt verschwunden“, sagt Michael Gotschika.

In einem Punkt sind sich Kreishandwerkerschaft und Galabau mit der Arge und dem Diakoniewerk einig: Einfach so abgeschafft werden sollten die Ein-Euro-Jobs auf keinen Fall.

http://www.derwesten.de/staedte/duisburg/Ein-Euro-Jobber-verdraengen-die-Handwerker-id3952701.html
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Kritik an Ein-Euro-Jobs hält an

Verbände und Gewerkschaften verlangen Modifizierung. Die Linke fordert Abschaffung

Einen Tag nach Bekanntwerden der Kritik des Bundesrechnungshofes an den sogenannten Ein-Euro-Jobs für Langzeiterwerbslose haben Gewerkschaften, Sozialverbände und die Partei Die Linke ihre Kritik an diesem »arbeitsmarktpolitischen Instrument« erneuert. Der Präsident des Sozialverbandes Deutschland (SoVD), Adolf Bauer, bezeichnete die Ein-Euro-Jobs als »untauglich«. Durch derartige Maßnahmen würden die Chancen von Hartz-IV-Betroffenen auf dem Arbeitsmarkt eher sinken als steigen, Bauer forderte ein »Sofort-Moratorium« für Ein-Euro-Jobs und den Ausbau von Fördermaßnahmen zur Eingliederung in reguläre Beschäftigung.

DGB-Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach mochte nicht so weit gehen, und verlangte lediglich einen »zielgenauen Einsatz« dieses Instruments sowie strikte Freiwilligkeit. Auch müsse verhindert werden, daß geförderte Beschäftigung gleich welcher Art reguläre Arbeitsplätze gefährdet.

Dagegen verlangt die Linke die Abschaffung der Ein-Euro-Jobs. »Sie verdrängen und ersetzen reguläre Arbeitsplätze und werden den individuellen Bedürfnissen der Erwerbslosen nicht gerecht. Sinn und Zweck dieser Maßnahmen sind, prekäre Beschäftigung und den Niedriglohnsektor auszuweiten. Damit muß Schluß sein«, erklärte am Dienstag die arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag, Sabine Zimmermann. Die Versicherung von Arbeitsministerin Ursula von der Leyen (CDU), künftig die Einhaltung der Kriterien für die Vergabe von Ein-Euro-Jobs schärfer kontrollieren zu lassen, bezeichnete Zimmermenn als »Nebelkerze«, da weder von möglicher Billigkonkurrenz bedrohte Unternehmen noch Gewerkschaften in den bei den Jobcentern eingerichteten Beiräten ein Vetorecht hätten. Die Linke fordert den flächendeckenden Ausbau eines öffentlich geförderten Beschäftigungssektors mit sozialversicherungspflichtigen Arbeitsstellen und einen gesetzlichen Mindestlohn.

(jW)

http://www.jungewelt.de/2010/11-17/064.php
Ein-Euro-Jobs sinnvoll

BA gegen Streichung

Die geplante Streichung zahlreicher Ein-Euro-Jobs stößt in der Bundesagentur für Arbeit (BA) auf Kritik. Auch wenn die Arbeitslosenstatistik dadurch möglicherweise "noch etwas ehrlicher" werde, werde sich die soziale Lage vieler Langzeitarbeitsloser verschlechtern, sagte BA-Vorstandsmitglied Heinrich Alt in einem Interview. Die Ein-Euro-Jobs könnten ein sinnvolles Angebot für diejenigen sein, denen die BA keine reguläre Beschäftigung anbieten könne. Gerade in Ostdeutschland sei die Nachfrage nach Ein-Euro-Jobs deutlich größer als das Angebot. Derzeit biete die Arbeitsagentur etwa 280 000 dieser Arbeitsgelegenheiten an. afp
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